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Der Bundesminister für Wohnungsbau 

I B 1 - 1803/7/59 Godesberg, den 12. Februar 1959 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wohnungsversorgung junger Familien 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 6. Novem- 
ber 1958 

— Umdruck 180, Drucksache 555 — 


Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages, den dieser in 
seiner 48. Sitzung am 6. November 1958 aufgrund des An- 
trages der Fraktionen der CDU/CSU, DP — Umdruck 180 — 
gefaßt hat, erlaube ich mir, wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung will die wohnraummäßige Versorgung 
junger Familien u. a. dadurch fördern, daß im Bundeshaushalts- 
plan für 1959 erstmals Zuschüsse als Hilfsmaßnahmen zur 
Förderung des Baues von Familienheimen und eigengenutzten 
Eigentumswohnungen zugunsten von jungen Familien aus- 
gebracht werden. Dabei ist sowohl an die unmittelbare wohn- 
raummäßige Versorgung junger Familien durch den Bau eigener 
Familienheime oder Eigentumswohnungen als auch an die 
mittelbare Wohnungsversorgung durdi Freiwerden einer 
Wohnung des Wohnungsbestandes im Zusammenhang mit dem 
Bau von Familienheimen und Eigentumswohnungen gedacht. 

Da mit der beabsichtigten Förderungsmaßnahme am Kapital- 
markt zusätzliche Restfinanzierungsmittel für Eigentumsmaß- 
nahmen im Wohnungsbau gewonnen werden sollen, und zwar 
in Form von Personaldarlehen, muß jedoch jede vermeidbare 
Belastung der hierbei eingeschalteten Kreditinstitute mit — • 
ihrer Art nach behördlichen — Kontroilfunktionen, wie z. B. 
über die Freimachung einer bestimmten Wohnung für eine 
wohnungsbedürftige junge Familie, vermieden werden. Dem 
Anliegen des Bundestages soll statt dessen mittelbar weit- 
gehend dadurch Rechnung getragen werden, daß einerseits 
die Abgrenzung des im Rahmen der Zinsverbilligungsmaß- 
nahmen begünstigten Personenkreises weit gezogen wird und 
andererseits bereits generell durch eine entsprechende Emp- 
fehlung an die für die Wohnraumbewirtschaftung zuständigen 
Herren Minister (Senatoren) der Länder eine stärkere Berück- 
sichtigung der jungen Familien bei der Vergabe freiwerdenden 
Wohnraumes im Wohnungsbestand veranlaßt wurde. In den 
Einsatzrichtlinien für die Bundesmittel zur Förderung des 
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sozialen Wohnungsbaues für das Baujahr 1959 ist den Ländern 
die Auflage erteilt worden, daß innerhalb der im Wohnungsbau- 
und Familienheimgesetz festgelegten Rangstufen namentlich 
auch Junge Familien, besonders bei dem Bau von Familien- 
heimen, zu fördern sind. Es darf auf die Antwort der Bundes- 
regierung auf die Große Anfrage verwiesen werden. 

Zu 2. 

Am 18. Dezember 1958 wurden gemäß Bundestagsbeschluß 
vom 6. November 1958 — Drucksache 398 — über 940 Mio DM 
an die Länder verteilt. Diese Mittel wurden auf der bis- 
herigen Grundlage bereitgestellt. Die Bedingungen und Auf- 
lagen haben sidi grundsätzlich gegenüber den letzten Vertei- 
lungen nicht geändert. Das gilt auch für die Kontrollmöglidi- 
keiten. Die Kontrollen bestehen in den monatlichen und 
vierteljährlichen Meldungen der Länder über die Zahl der 
Wohnungen, die entsprechend den verschiedenen Mittelzu- 
teilungen bewilligt bzw. fertiggestellt wurden, und der je- 
weils entweder in diesen oder zumutbaren Ersatzwohnungen 
endgültig iintergebradhen Zuwanderer und Aussiedler. Er- 
gänzend werden von den Ländern die in den Lagern vorüber- 
gehend untergebrachten Personen gemeldet. 

Im Hinblick auf die Zumutbarkeit und Rechtzeitigkeit der end- 
gültigen Unterbringung bestehen besondere Kontrollmöglich- 
keiten in Gestalt von Stichproben, die gemeinsam von Bund 
und Ländern durd^zuführen sind. Diese besonderen Über- 
prüfungen sind eingeleitet, über die Höhe der zusätzlich 
von den Ländern eingesetzten Mittel wird ebenfalls gesondert 
für jede Mittelzuteiliing von den Ländern berichtet. Im 
übrigen ist ein Verwendungsnachweis wie für alle Wohnungs- 
bauförderungsmittel des Bundes aufgrund des § 64a RHO zu 
führen. Außerdem finden im Hinblick auf den zweckgerechten 
Einsatz der Mittel laufend Überprüfungen durch Bundes- 
rechnungshof und Länderrechnungshöfe statt. 

Zu 3. 

In den Einsatzrichtlinien für die Bundesmittel zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues für das Baujahr 1959 habe ich 
den Ländern u. a. zur Auflage gemacht, daß Anträge auf Be- 
willigung öffentlicher Mittel zum Bau von Familienheimen, 
mit Ausnahme der offensichtlich nicht förderungsfähigen An- 
träge, von den zuständigen Stellen entgegenzunehmen seien, 
auch wenn im Zeitpunkt der Antragstellung öffentliche Mittel 
zur Förderung der Bauvorhaben nicht zur Verfügung stehen. 

Um die Durchführung dieser Auflage sicherziistellen, sind noch 
folgende Schritte unternommen worden: 

a) über die Anträge auf Bewilligung von Mitteln des öffent- 
lich geförderten sozialen Wohnungsbaues haben mir die 
Länder gemäß § 32 Abs. 1 11. WoBauG jährlicii zu berichten. 
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Diese Berichterstattung, die dem Statistischen Bundesamt 
sowie den Statistischen Landesämtern zur Durdiführung 
übertragen worden ist, wurde hinsichtlich ihrer Durchfüh- 
rung eingehend mit den Ländern im Fadiausschuß Woh- 
nungs- und Baustatistik nach den bisher gesammelten Er- 
fahrungen beraten, überarbeitete und ergänzte Empfehlungen 
und Anweisungen zur Durchführung der Berichterstattung 
im Sinne des Gesetzes sind mit Schreiben des Bundes- 
ministers für Wohnungsbau vom 20. Dezember 19v58 — I B 3 - 
2221/34/58 — an die Länder ergangen. Es kann nunmehr 
erwartet werden, daß die bisherigen Mängel in der Bericht- 
erstattung damit für die Zukunft beseitigt werden. 

b) Bei der Minister-Konferenz über die Verteilung der Woh- 
nungsbauförderimgsmittel für das Jahr 1959 — am 

18. Dezember 1958 im ßundesministerium für Wohnungs- 
bau — sind die zuständigen Länderminister erneut auf 
die Bedeutung der Berichterstattung gemäß § 32 IL WoBauG 
hingewiesen worden. 

Zu 4. 

Die Verteilung der Bundeshaushaltsmittel für den sozialen 
Wohnungsbau im Jahre 1959 ist am 18, Dezember 1958 auf- 
grund der Ergebnisse der umfassenden amtlichen Wohnungs- 
statistik 1956/57 und unter Wertung des Gewichts der uner- 
ledigten Anträge auf Förderung des Baues von Familienheimen 
und von sonstigen Wohnungen für Wohnungsuchende mit 
geringem Einkommen erfolgt. 

Zu 5. 

Die für das Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
obersten Landesbehörden sind von mir bereits mit Schreiben 
vom 1. September 1958 — I B 1 - 1004/9/58 — darauf hin- 
gewiesen worden, daß bei der Verteilung der Wohnungsbau- 
mittei auf der Landesebene die Vorschriften des II. WoBauG, 
insbesondere die §§ 30, 31 zu beachten seien, In den vor- 
erwähnten Einsatzrichtlinien habe ich dies den Ländern noch- 
mals zur Auflage gemacht. 

Nach § 32 Abs. 1 II, WoBauG haben die für das Wohnungs- 
und Siedlungswesen zuständigen obersten Landesbehörden 
mir jährlich Berichte über die Durchführung des § 30, die danach 
vorgenommenen Mittelverteilungen und die Auswertung der 
in § 31 bezeiciineten Unterlagen vorzulegen. 

Diese Berichte sind zum größten Teil jetzt eingegangen und 
werden, sobald sie vollständig vorliegen, gemäß § 32 Abs. 2 
a. a. O. zu einem Gesamtbericht für das Bundesgebiet zu- 
sammengestellt. 
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